
Gesetze die als Gegenstandslos gestrichen werden müssen 

 

§. 5. EGGVG 

In Ansehung der Landesherren und der Mitglieder der landesherrlichen Familien, sowie der Mitglieder der 
Fürstlichen Familie Hohenzollern finden die Bestimmungen des Gerichtsverfassungsgesetzes nur insoweit 
Anwendung, als nicht besondere Vorschriften der Hausverfassungen oder der Landesgesetze abweichende 
Bestimmungen enthalten. 

----------------------------------------------- 

Artikel 57. EGBGB 

In Ansehung der Landesherren und der Mitglieder der landesherrlichen Familien sowie der Mitglieder der 
Fürstlichen Familie Hohenzollern finden die Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs nur insoweit 
Anwendung, als nicht besondere Vorschriften der Hausverfassungen oder der Landesgesetze abweichende 
Bestimmungen enthalten. 

Das Gleiche gilt in Ansehung der Mitglieder des vormaligen Hannoverschen Königshauses, des vormaligen 
Kurhessischen und des vormaligen Herzoglich Nassauischen Fürstenhauses. 

Artikel 58. EGBGB 

In Ansehung der Familienverhältnisse und der Güter derjenigen Häuser, welche vormals reichsständisch 
gewesen und seit 1806 mittelbar geworden sind oder welche diesen Häusern bezüglich der 
Familienverhältnisse und der Güter durch Beschluß der vormaligen deutschen Bundesversammlung oder vor 
dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gesetzbuchs durch Landesgesetz gleichgestellt worden sind, bleiben die 
Vorschriften der Landesgesetze und nach Maßgabe der Landesgesetze die Vorschriften der Hausverfassungen 
unberührt. 

Das Gleiche gilt zu Gunsten des vormaligen Reichsadels und derjenigen Familien des landsässigen Adels, 
welche vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gesetzbuchs dem vormaligen Reichsadel durch Landesgesetz 
gleichgestellt worden sind. 

Artikel 153. EGBGB 

Wer zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Gesetzbuchs nicht das einundzwanzigste Lebensjahr 
vollendet hat, aber für volljährig erklärt ist oder sonst die rechtliche Stellung eines Volljährigen erlangt hat, 
steht von dieser Zeit an einem Volljährigen gleich. 

Artikel 154. EGBGB 

Wer nach den französischen oder den badischen Gesetzen emanzipirt oder aus der Gewalt entlassen ist, steht 
von dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gesetzbuchs an, wenn er zu dieser Zeit das achtzehnte Lebensjahr 
vollendet hat, einem Volljährigen, anderenfalls einem Minderjährigen gleich. 

Artikel 155. EGBGB 

Wer zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Gesetzbuchs wegen Geisteskrankheit entmündigt ist, steht 
von dieser Zeit an einem nach den Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs wegen Geisteskrankheit 
Entmündigten gleich. 

 

 



Artikel 156. EGBGB 

Wer zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Gesetzbuchs wegen Verschwendung entmündigt ist, steht 
von dieser Zeit an einem nach den Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs wegen Verschwendung 
Entmündigten gleich. 

Dasselbe gilt von demjenigen, für welchen nach den französischen oder den badischen Gesetzen wegen 
Verschwendung die Bestellung eines Beistandes angeordnet ist. 

Artikel 158. EGBGB 

Die Wirkungen einer vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gesetzbuchs erfolgten Todeserklärung 
bestimmen sich nach den bisherigen Gesetzen, soweit sich nicht aus den Artikeln 159, 160 ein Anderes 
ergiebt. 

Artikel 159. EGBGB 

Der Ehegatte einer vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gesetzbuchs für todt erklärten Person kann nach 
dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gesetzbuchs eine neue Ehe eingehen, auch wenn die Wiederverheirathung 
nach den bisherigen Gesetzen nicht zulässig sein würde. Die Vorschriften der §§. 1348 bis 1352 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs finden entsprechende Anwendung. 

Artikel 160. EGBGB 

Soweit nach den Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs in Folge einer Todeserklärung die elterliche 
Gewalt des Verschollenen, die Vormundschaft, die Pflegschaft sowie das Amt als Vormund, Gegenvormund, 
Pfleger, Beistand oder Mitglied eines Familienraths endigt, gelten diese Vorschriften von dem Inkrafttreten 
des Bürgerlichen Gesetzbuchs an auch für eine vorher erfolgte Todeserklärung. 

Artikel 161. EGBGB 

Ein zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Gesetzbuchs anhängiges Verfahren, das eine Todeserklärung, 
eine Verschollenheitserklärung oder die Einweisung des muthmaßlichen Erben in den Besitz oder Genuß des 
Vermögens eines Verschollenen zum Gegenstande hat, ist nach den bisherigen Gesetzen zu erledigen. 

Ist vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gesetzbuchs eine Verschollenheitserklärung oder die vorläufige 
Einweisung des muthmaßlichen Erben in den Besitz oder Genuß des Vermögens eines Verschollenen erfolgt, 
so sind die bisherigen Gesetze auch für die Todeserklärung sowie für die endgültige Einweisung maßgebend. 

Nach den bisherigen Gesetzen bestimmen sich auch die Wirkungen der nach Abs. 1, 2 ergehenden 
Entscheidungen. Im Falle der Todeserklärung finden die Vorschriften der Artikel 159, 160 Anwendung. 

Artikel 162. EGBGB 

Soweit eine nach den bisherigen Gesetzen erfolgte oder nach Artikel 161 Abs. 2 zulässige endgültige 
Einweisung des muthmaßlichen Erben in den Besitz oder Genuß des Vermögens des Verschollenen ohne 
Einfluß auf Rechtsverhältnisse ist, auf die sich die Wirkungen der Todeserklärung nach dem Bürgerlichen 
Gesetzbuch erstrecken, ist nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gesetzbuchs eine Todeserklärung nach 
dessen Vorschriften zulässig; die Wirkungen beschränken sich auf diese Rechtsverhältnisse. 

Artikel 204. EGBGB 

Ist der Vater oder die Mutter zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen Gesetzbuchs in der Sorge für die 
Person oder für das Vermögen des Kindes durch eine Anordnung der zuständigen Behörde beschränkt, so 
bleibt die Beschränkung in Kraft. Das Vormundschaftsgericht kann die Anordnung nach §. 1671 des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs aufheben. 



Ist dem Vater oder der Mutter die Nutznießung an dem Vermögen des Kindes durch Anordnung der 
zuständigen Behörde entzogen, so hat das Vormundschaftsgericht die Anordnung auf Antrag aufzuheben, es 
sei denn, daß die Entziehung der Nutznießung nach §. 1666 Abs. 2 des Bürgerlichen Gesetzbuchs 
gerechtfertigt ist. 

Artikel 205. EGBGB 

Hat der Vater vor dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gesetzbuchs auf Grund der bisherigen Gesetze die 
Mutter von der Vormundschaft über das Kind ausgeschlossen oder der Mutter einen Beistand zugeordnet, so 
gilt die Anordnung des Vaters von dem Inkrafttreten des Bürgerlichen Gesetzbuchs an als Anordnung der 
Bestellung eines Beistandes für die Mutter im Sinne des Bürgerlichen Gesetzbuchs. 

Artikel 211. EGBGB 

Die nach den französischen oder den badischen Gesetzen für einen Geistesschwachen angeordnete Bestellung 
eines Beistandes verliert mit dem Ablaufe von sechs Monaten nach dem Inkrafttreten des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs ihre Wirkung. 

Artikel 216. EGBGB 

Die landesgesetzlichen Vorschriften, nach welchen Mitglieder gewisser ritterschaftlicher Familien bei der 
Ordnung der Erbfolge in ihren Nachlaß durch das Pflichttheilsrecht nicht beschränkt sind, bleiben in 
Ansehung derjenigen Familien in Kraft, welchen dieses Recht zur Zeit des Inkrafttretens des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs zusteht. 

-------------------------------------------------------- 

§. 5. EGCPO bzw. EGZPO 

In Ansehung der Landesherren und der Mitglieder der landesherrlichen Familien sowie der Mitglieder der 
Fürstlichen Familie Hohenzollern finden die Bestimmungen der Civilprozeßordnung nur insoweit 
Anwendung, als nicht besondere Vorschriften der Hausverfassungen oder der Landesgesetze abweichende 
Bestimmungen enthalten. Für vermögensrechtliche Ansprüche Dritter darf jedoch die Zulässigkeit des 
Rechtswegs nicht von der Einwilligung des Landesherrn abhängig gemacht werden. 

------------------------------------------------------ 

§. 196. CPO bzw. ZPO 

Die Termine werden an der Gerichtsstelle abgehalten, sofern nicht die Einnahme eines Augenscheins an Ort und Stelle, die 
Verhandlung mit einer am Erscheinen vor Gericht verhinderten Person oder eine sonstige Handlung erforderlich ist, welche an der 
Gerichtsstelle nicht vorgenommen werden kann. 

Die Landesherren und die Mitglieder der landesherrlichen Familien sowie die Mitglieder der Fürstlichen 
Familie Hohenzollern sind nicht verpflichtet, persönlich an der Gerichtsstelle zu erscheinen. 

§. 340. CPO bzw. ZPO 

Die Aufnahme des Zeugen beweises kann einem Mitgliede des Prozeßgerichts oder einem anderen Gericht übertragen werden: 

1. wenn zur Ausmittelung der Wahrheit die Vernehmung des Zeugen an Ort und Stelle dienlich erscheint; 
2. wenn die Beweisaufnahme vor dem Prozeßgericht erheblichen Schwierigkeiten unterliegen würde; 
3. wenn der Zeuge verhindert ist, vor dem Prozeßgerichte zu erscheinen; 
4. wenn der Zeuge in großer Entfernung von dem Sitze des Prozeßgerichts sich aufhält. 

Die Landesherren und die Mitglieder der landesherrlichen Familien sowie die Mitglieder der Fürstlichen 
Familie Hohenzollern sind durch ein Mitglied des Prozeßgerichts oder durch ein anderes Gericht in ihrer 
Wohnung zu vernehmen. 



§. 441. CPO bzw. ZPO 

Das Prozeßgericht kann anordnen, daß die Eidesleistung vor einem seiner Mitglieder oder vor einem anderen Gericht erfolge, wenn der 
Schwurpflichtige am Erscheinen vor dem Prozeßgerichte verhindert ist oder in großer Entfernung von dem Sitze desselben sich aufhält. 

Die Eidesleistung der Landesherren und der Mitglieder der landesherrlichen Familien sowie der Mitglieder 
der Fürstlichen Familie Hohenzollern erfolgt in der Wohnung derselben vor einem Mitgliede des 
Prozeßgerichts oder vor einem anderen Gerichte. 

§. 444. CPO bzw. ZPO 

Der Eid wird mittels Nachsprechens oder Ablesens der die Eidesnorm enthaltenden Eidesformel geleistet. Der Schwörende soll bei der Eidesleistung 
die rechte Hand erheben. 
Ist die Eidesnorm von großem Umfange, so genügt die Vorlesung der Eidesnorm und die Verweisung auf die letztere in der Eidesformel. 

Die Landesherren und die Mitglieder der landesherrlichen Familien sowie die Mitglieder der Fürstlichen 
Familie Hohenzollern leisten den Eid mittels Unterschreibens der die Eidesnorm enthaltenden Eidesformel. 

------------------------------------ 
 

§ 4. EGStPO 

In Ansehung der Landesherren und der Mitglieder der landesherrlichen Familien sowie der Mitglieder der 
Fürstlichen Familie Hohenzollern finden die Bestimmungen der Strafprozeßordnung nur insoweit 
Anwendung, als nicht besondere Vorschriften der Hausverfassungen oder der Landesgesetze abweichende 
Bestimmungen enthalten. 

 
---------------------------------------- 

 

§ 71. StPO 

Die Landesherren und die Mitglieder der landesherrlichen Familien sowie die Mitglieder der Fürstlichen 
Familie Hohenzollern sind in ihrer Wohnung zu vernehmen. 

Den Eid leisten dieselben mittels Unterschreibens der die Eidesnorm enthaltenden Eidesformel. 
Zur Hauptverhandlung werden sie nicht geladen. Das Protokoll über ihre gerichtliche Vernehmung ist in der 
Hauptverhandlung zu verlesen.  

------------------------------------------ 
 

§ 72. Personenstandsgesetz 

Für die Landesherren und die Mitglieder der landesherrlichen Familien, sowie der Fürstlichen Familie 
Hohenzollern erfolgt die Ernennung des Standesbeamten und die Bestimmung über die Art der Führung und 
Aufbewahrung der Standesregister durch Anordnung des Landesherrn. In Betreff der Stellvertretung der 
Verlobten und in Betreff des Aufgebots entscheidet die Observanz. Im Uebrigen werden in Ansehung der 
Mitglieder dieser Häuser die auf Hausgesetzen oder Observanz beruhenden Bestimmungen über die 
Erfordernisse der Eheschließung und über die Gerichtsbarkeit in Ehesachen nicht berührt. 

 
--------------------------------------------- 
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